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BFH-Leitsatz-Entscheidungen 
 

  
  
  

1. Einkommensteuer: Keine Anwendung des KapErhStG auf Genossenschaftsan-
teile bei Veräußerung i. S. v. § 17 EStG 
Urteil vom 26.09.2023, Az: IX R 19/21  

2. Einkommensteuer: Erstattungszinsen als tarifbegünstigte Vergütung für 
mehrjährige Tätigkeiten 
Urteil vom 30.08.2023, Az: X R 2/22  

3. Umsatzsteuer: Vorsteuerabzug bei Wechsel von der Durchschnittssatzbesteue-
rung zur Regelbesteuerung 
Urteil vom 12.07.2023, Az: XI R 14/22  

4. Umsatzsteuer: Wiederspruch gegen eine Gutschrift und Widerruf des Ver-
zichts auf die Steuerbefreiung nach Ausgliederung 
Urteil vom 12.07.2023, Az: XI R 41/20  

5. Umsatzsteuer: Widerruf der Ist-Besteuerung wegen Missbrauchs 
Urteil vom 12.07.2023, Az: XI R 5/21  

 
 
Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. Einkommensteuer: Keine Anwendung des KapErhStG auf Genossenschaftsanteile 

bei Veräußerung i. S. v. § 17 EStG 
Urteil vom 26.09.2023, Az: IX R 19/21 
1. Die Kündigung des Geschäftsguthabens an einer Genossenschaft nach § 65 des Ge-
nossenschaftsgesetzes ist als Veräußerungstatbestand im Sinne des § 17 Abs. 1 Satz 1 
i.V.m. Abs. 7 des Einkommensteuergesetzes (EStG) zu werten. 
 
2. Bei der Ermittlung des Veräußerungsgewinns aus der Kündigung von Genossen-
schaftsanteilen, die aus eigenen Mitteln der Genossenschaft geschaffen wurden, ist der 
Anwendungsbereich des § 3 i.V.m. § 1 des Gesetzes über steuerrechtliche Maßnahmen 
bei Erhöhung des Nennkapitals aus Gesellschaftsmitteln und bei Überlassung von ei-
genen Aktien an Arbeitnehmer (KapErhStG) nicht eröffnet. 
 
3. Das allgemeine Gleichbehandlungsgebot nach Art. 3 Abs. 1 des Grundgesetzes ge-
bietet keine Einbeziehung von Genossenschaften in den Anwendungsbereich von § 3 
i.V.m. § 1 KapErhStG . 
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4. Soweit die Gewährung von Vertrauensschutz wegen unechter Rückwirkung im Zu-
sammenhang mit der Einführung von § 17 Abs. 7 EStG in Betracht kommt, gilt dies 
jedenfalls nur für bis zum Inkrafttreten dieser Regelung zum 13.12.2006 angefallene 
Wertsteigerungen. 
 

  
2. Einkommensteuer: Erstattungszinsen als tarifbegünstigte Vergütung für mehrjäh-

rige Tätigkeiten 
Urteil vom 30.08.2023, Az: X R 2/22 
Erstattungszinsen, die zu den Einkünften aus Gewerbebetrieb gehören, sind als tarifbe-
günstigte Vergütung für mehrjährige Tätigkeiten anzusehen, wenn die zugrunde lie-
gende Steuererstattung als Vergütung für mehrjährige Tätigkeiten nach § 34 Abs. 2 
Nr. 4 des Einkommensteuergesetzes tarifbegünstigt ist (Abweichung vom BFH-Urteil 
vom 12.11.2013 - VIII R 36/10 , BFHE 243, 506, BStBl II 2014, 168 mit Zustimmung 
des VIII. Senats). 
 

  
3. Umsatzsteuer: Vorsteuerabzug bei Wechsel von der Durchschnittssatzbesteuerung 

zur Regelbesteuerung 
Urteil vom 12.07.2023, Az: XI R 14/22 
1. Bezieht eine GbR, deren landwirtschaftliche Tätigkeit bei Leistungsbezug der 
Durchschnittssatzbesteuerung des § 24 Abs. 1 des Umsatzsteuergesetzes (UStG) unter-
liegt, für diese landwirtschaftliche Tätigkeit eine Eingangsleistung, ist der Vorsteuer-
abzug auch dann nach § 24 Abs. 1 Satz 4 UStG , Art. 302 der Richtlinie 2006/112/EG 
des Rates vom 28.11.2006 über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem (MwStSys-
tRL) ausgeschlossen, wenn die Eingangsleistung für Umsätze im Folgejahr verwendet 
wird, in dem diese Tätigkeit kraft Gesetzes der Regelbesteuerung unterliegt. 
 
2. Wechselt der Steuerpflichtige zwischen Leistungsbezug und Verwendungsumsatz 
freiwillig oder kraft Gesetzes von der Durchschnittssatzbesteuerung zur Regelbesteue-
rung, ist der Vorsteuerabzug unter den Voraussetzungen der § 15a Abs. 7 UStG , Art. 
192 MwStSystRL zu berichtigen. 
 

  
4. Umsatzsteuer: Wiederspruch gegen eine Gutschrift und Widerruf des Verzichts 

auf die Steuerbefreiung nach Ausgliederung 
Urteil vom 12.07.2023, Az: XI R 41/20 
1. Ab der Eintragung einer Ausgliederung im Handelsregister muss der Widerspruch 
gegen eine Gutschrift, die auf einem von der Ausgliederung umfassten Vertrag beruht, 
dem übernehmenden Rechtsträger gegenüber erklärt werden. 
 
2. Hat ein Unternehmer auf die Steuerfreiheit eines Umsatzes dadurch verzichtet, dass 
er dem Leistungsempfänger den Umsatz unter gesondertem Ausweis von Umsatz-
steuer in Rechnung gestellt hat, kann er den darin liegenden Verzicht nur dadurch 
rückgängig machen, dass er dem übernehmenden Rechtsträger als Leistungsempfänger 
eine berichtigte Rechnung ohne Umsatzsteuer erteilt. 
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5. Umsatzsteuer: Widerruf der Ist-Besteuerung wegen Missbrauchs 

Urteil vom 12.07.2023, Az: XI R 5/21 
1. Falls ein Leistungsempfänger bereits zur Vornahme des Vorsteuerabzugs berechtigt 
ist, obwohl beim leistenden Unternehmer aufgrund der Gestattung der Ist-Besteuerung 
noch keine Umsatzsteuer entstanden ist, beruht dies umsatzsteuerrechtlich nicht auf ei-
ner missbräuchlichen Gestaltung durch die am Leistungsaustausch beteiligten Steuer-
pflichtigen, sondern auf einer unzutreffenden Umsetzung oder Anwendung des Art. 
167 MwStSystRL durch den Mitgliedstaat Deutschland. 
 
2. Es bleibt offen, ob der Begriff "geschuldet" im Sinne des § 15 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
Satz 1 UStG im Lichte des EuGH-Urteils Grundstücksgemeinschaft Kollaustraße 136 
- C-9/20 (EU:C:2022:88, Rz 49) sowie der Art. 167 , Art. 179 Satz 1 MwStSystRL 
eine zeitliche Komponente enthält und deshalb dahin gehend zu verstehen ist, dass die 
Umsatzsteuer vom Leistenden schon geschuldet werden muss, um vom Leistungsemp-
fänger als Vorsteuer abgezogen werden zu können (und daher vom Leistungsempfän-
ger noch nicht abgezogen werden darf, solange sie vom Leistenden noch nicht ge-
schuldet wird). 
 
  

 

 


